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Gut vorbereitet bei Starkregen
Die Stadt Mannheim veröffentlicht sukzes-
sive Starkregengefahrenkarten, welche den
Bürgerinnen und Bürgern gefährdete Grund-
stücke oder Gebäude zeigen. Mit diesen Kar-
ten und konkreten Handlungsempfehlungen
informiert die Stadt Mannheim Eigentüme-
rinnen und Eigentümer über Vorsorgemaß-
nahmen, um Gebäude und Grundstücke vor
eindringendem Wasser bei Starkregen zu
schützen. Die Entwicklung von Starkregen-
gefahrenkarten und weiteren Hintergrundin-
formationen und Checklisten sind Ergebnisse
der Maßnahme aus dem Konzept zur Anpas-
sung an den Klimawandel in Mannheim.
Die Starkregengefahrenkarten sind im

Geodatenportal der städtischen Website
https://www.gis-mannheim.de einsehbar.
Gestartet wurde das Projekt mit Karten zu
den Stadtteilen Feudenheim, Neckarau und
Casterfeld. Hinzugekommen sind Rheinau,
Seckenheim/Neuostheim, Wallstadt und
Vogelstang.
„Die Starkregengefahrenkarten sind Teil

der städtischen Klimafolgenanpassung. Da
durch den Klimawandel die Extremwette-
rereignisse in Zukunft zunehmen werden,
wollen wir die Bürgerinnen und Bürger best-
möglich auf die verschiedenen Szenarien
vorbereiten. Bei der ersten Einschätzung des
persönlichen Gefährdungsgrades unterstüt-
zen Checklisten. Mit der Zusammenstellung

von Maßnahmen zum Objektschutz und zur
Eigenvorsorge kann jeder selbst aktiv wer-
den. Denn Vorsorge ist der effektivste Weg,
um größere Schäden am Gebäude oder auf
dem Grundstück zu vermeiden“, so Erste
Bürgermeisterin Prof. Dr. Diana Pretzell.

Einige Tipps zur Vorsorge sind:
- Eine Elementarschadenversicherung
abschließen

- Wertvolle Gegenstände im Keller oder im
ebenerdigen Erdgeschoss etwas erhöht
lagern

- Eine Rückstauklappe oder eine Hebeanlage
einbauen

- Regelmäßig das Haus auf Risse und Stel-
len, an denen Wasser eintreten kann,
überprüfen

- Wasser möglichst auf dem Grundstück ver-
sickern und vomHaus wegleiten

- Sinkkästen am Straßenrand von Blättern
befreien, so kanndasWasser vonder Straße
und dem Gehweg gut abgeleitet werden

Weitere Informationen zur Vorsorge lie-
fert die Broschüre „Gut vorbereitet bei
Starkregen“: www.mannheim.de/starkregen
Derzeit wird an den Starkregengefahren-

karten für die Stadtteile Innenstadt, Schwet-
zingerstadt, Lindenhof und Neckarstadt
gearbeitet. Eine Veröffentlichung soll vor-
aussichtlich 2027 erfolgen.

Freiwilligentage: Jetzt anmelden
Zusammen anpacken, Spaß haben, Gutes tun:
Vom 12. bis zum 20. September heißt es zum
10. Mal „wir schaffen was“ bei den Freiwilli-
gentagen der Metropolregion Rhein-Neckar.
Auch in Mannheim laden zahlreiche Projekte
dazu ein, sich für das Gemeinwohl zu enga-
gieren und das Ehrenamt kennenzulernen.
„Die Freiwilligentage zeigen, was möglich

ist, wenn Menschen gemeinsam Verantwor-
tung übernehmen. Schon mit wenigen Stun-
den Einsatz kann jede und jeder einen wert-
vollen Beitrag leisten – für die Nachbarschaft,
den Zusammenhalt, unsere Stadt und unsere
Region“, so Oberbürgermeister Christian
Specht, der auch Vorsitzender des Verbands
Region Rhein-Neckar ist. „Die Freiwilligen-
tage sind eine echte Erfolgsgeschichte – da-
her lade ich besonders zum zehnten Jubiläum
wieder alle Menschen in der Region dazu ein,
sich aktiv zu beteiligen.“
Ob handwerklich, kreativ oder im Umwelt-

und Naturschutz: Aktuell sind bereits rund 30
Mannheimer Projekte auf der Plattform zu

finden. So können Freiwillige beispielsweise
beim Fritz-Esser-Haus der AWO den Außen-
bereich mit neuen Beeten verschönern. Der
Turnverein 1880 Käfertal möchte die Fassade
seines Vereinsheims erneuern und sucht da-
für neben Helfenden auch Unternehmen, die
einGerüst zur Verfügung stellen. BeimVerein
LaMa – dein Lastenvelo Mannheim – werden
unter anderem Unterstände für die gemein-
schaftlich genutzten Lastenräder gebaut.
Diese und viele weitere Projekte freuen sich
noch über tatkräftige Unterstützung.
„Die Freiwilligentage bieten die Chance,

sich ganz unkompliziert zu engagieren, neue
Menschen kennenzulernen und gemeinsam
etwas Sinnvolles zu bewegen. Oft entsteht
aus einem einmaligen Einsatz sogar ein lang-
fristiges Engagement. Deshalb freuen wir
uns über alle, die mitmachen – ob allein, mit
Familie, Freunden oder als Team aus Schule
oder Unternehmen“, so Sarah Schmitt, Beauf-
tragte für Bürgerschaftliches Engagement der
Stadt Mannheim.

Von den Freiwilligentagen profitieren
alle Beteiligten: Ehrenamtliche erleben Ge-
meinschaft und bringen ihre Fähigkeiten
ein, Vereine und gemeinnützige Organisa-
tionen erhalten Unterstützung und gewin-
nen neue Mitstreiterinnen und Mitstreiter.
Auch Unternehmen und Schulen können
sich engagieren und so Teamgeist sowie
gesellschaftliche Verantwortung stärken.
So veranstaltet die Universität Mannheim
unter anderem eine Clean-up-Challenge
für Studierende, Mitarbeitende und die
Stadtgesellschaft.
Auskünfte geben Sarah Schmitt (Tel.:

0621/293-9361, E-Mail: sarah.schmitt@
mannheim.de) und das Wir-schaffen-was-
Team des Vereins Zukunft Metropolre-
gion Rhein-Neckar (Tel.: 0621/10708-4444,
E-Mail: info@wir-schaffen-was.de).

Weitere Informationen

www.wir-schaffen-was.de

Afrikanische Schweinepest
Die konsequentenMaßnahmenzur Eindämmung
der Afrikanischen Schweinepest (ASP) haben in
den vergangenenMonatenWirkung gezeigt: Das
Seuchengeschehen im Mannheimer Stadtgebiet
hat sich deutlich beruhigt. Damit die Situation
trotz immer wieder festgestellter positiver Fälle
im benachbarten Hessen weiterhin stabil bleibt,
hat die StadtMannheimnachengerAbstimmung

mit dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz Baden-Württem-
berg die bisher geltende Allgemeinverfügung zur
Landwirtschaft in der Sperrzone II der Lageent-
wicklung angepasst. Die neue Allgemeinverfü-
gung ermöglicht eine einfachere Ernte für Land-
wirte, die nun zumBeispiel nicht mehr jedes Feld
mit einer Drohne abfliegenmüssen.

Die allgemeinen Regelungen im Stadtge-
biet Mannheim zur Eindämmung der Ausbrei-
tung der ASP gelten im Übrigen unverändert
weiter. Die aktuellen Allgemeinverfügungen
können jederzeit unter www.mannheim.de/
oeb eingesehen werden. Die Stadt Mannheim
appelliert weiterhin an alle, die Regelungen
zu beachten.

Bis zu 4.000 Euro für
Jugend-Klimaschutzprojekte

Mannheim erhält als eine von nur zwei
Städten in Deutschland über den Youth Cli-
mate Action Fund (YCAF) von Bloomberg
Philanthropies Fördermittel von insgesamt
50.000 US-Dollar (rund 43.000 Euro). Mit
dem internationalen Förderprogramm erhal-
ten junge Menschen von 15 bis 24 Jahren die
Möglichkeit, eigene Ideen für Klima-, Natur-
und Umweltschutz vor Ort in die Tat umzu-
setzen. So sollen sie ermutigt werden, Ver-
antwortung zu übernehmen und Mannheim
aktiv mitzugestalten.
Für die Umsetzung von Projekten in

Mannheim können junge Menschen bis zu
4.000 Euro Förderung pro Projekt bean-
tragen. Bewerbungen sind bis 4. Oktober
möglich. Über die Vergabe der Mittel ent-
scheidet eine Jury, in der unter anderem der
Jugendbeirat vertreten ist.
„Eure Idee. Euer Mannheim. Eure Zukunft.

Holt Euch bis zu 4.000 Euro vom Youth Cli-
mate Action Fund und macht Mannheim
nachhaltiger. Gestaltet Eure Idee für Klima,
Umwelt und eine lebenswerte Zukunft – und
macht ganz Mannheim zu Eurem Projekt“,
ruft Oberbürgermeister Christian Specht die
Jugendlichen zur Teilnahme auf.
Damit die Ideen erfolgreich umgesetzt

werden können, sind engagierte Partnerin-
nen und Partner vor Ort gefragt. Schulen,
Vereine, Jugendhäuser, Jugendtreffs, ge-
meinnützige Organisationen und Initiati-
ven übernehmen dabei eine wichtige Rolle:
Sie begleiten die Jugendlichen bei der Um-
setzung ihrer Vorhaben und koordinieren
die finanzielle Abwicklung der Förderung.

Förderfähig sind Projekte aus den folgenden
BereichendesLocalGreenDeal fürMannheim:
• Saubere Energien einsetzen und Energie
sparen

• Klimafreundlich unterwegs sein
• Natur, nachhaltige Ernährung und Arten-
vielfalt stärken

• Umwelt schützen und Verschmutzung
vermeiden

So können junge Menschen beispielsweise
kreative Veranstaltungen oder Mitmach-Ak-
tionen organisieren, Exkursionen planen und
durchführen, Grünflächen, Gemeinschafts-
gärten oder Urban-Gardening-Projekte anle-
gen und pflegen oder Angebote für gemein-
sames Lernen entwickeln. Denkbar wären
auch Informations- und Aufklärungskampa-
gnen, Filme, Podcasts, Musik- oder Storytel-
ling-Projekte und Social-Media-Inhalte.
Interessierte Jugendliche und Organisatio-

nen können sich bei zwei Online-Terminen –
nämlich am 6. August und am 10. September
(jeweils 17 bis 19 Uhr) – über das Förderpro-
gramm informieren und in einem Co-Crea-
tion-Workshop gemeinsam Ideen entwickeln.
Dieser findet am 12. August, 18 bis 21 Uhr, im
ImproLab im Technischen RathausMannheim,
Glücksteinallee 11, statt. EineAnmeldung ist er-
forderlich unter: www.mannheim-gemeinsam-
gestalten.de/YCAF/Anmeldung/CoCreation
Informationen zum Förderprogramm so-

wie zur Antragstellung sind abrufbar unter:
www.mannheim-gemeinsam-gestalten.de/
YCAF, Kontakt für Rückfragen: Robert Erasmy,
Tel. 0621/293-9336, buergerbeteiligung@
mannheim.de

Leitfaden: Zwangsheirat und Kinderehen
Die Stadt Mannheim hat gemeinsam mit Ko-
operationspartnern einen neuen Leitfaden
zum Thema Zwangsheirat und Kinderehen
entwickelt. Er richtet sich an Behörden und
Fachkräfte und soll dabei unterstützen, Anzei-
chen frühzeitig zu erkennen, angemessen zu
handeln und Betroffene sicher zu begleiten.
Mit Blick auf die bevorstehenden Sommer-

ferien weist die Stadt Mannheim auf eine
besondere Risikophase für junge Menschen
hin. Während längerer Auslandsaufenthalte
besteht in einzelnen Fällen die Gefahr, dass
Jugendliche gegen ihren Willen verlobt oder
verheiratet werden. Fachkräfte, Freundinnen
und Freunde sowie andere Personen aus dem
sozialen Umfeld sollten aufmerksam sein,
wenn junge Menschen vor den Ferien Sorgen
oder Ängste im Zusammenhang mit einer
Reise äußern.
„Zwangsheirat ist eine schwere Menschen-

rechtsverletzung, die häufig im Verborgenen

geschieht und von den eigenen Eltern aus-
geht“, so Zahra Deilami, Gleichstellungsbe-
auftragte der Stadt Mannheim. „Betroffene
benötigenMenschen, dieWarnsignale erken-
nen und wissen, wie sie richtig handeln kön-
nen. Gerade vor den Sommerferien möchten
wir für mögliche Risiken sensibilisieren und
Betroffene ermutigen, sich frühzeitig Hilfe zu
holen.“
Der Leitfaden bündelt rechtliche Grund-

lagen, beschreibt Interventionswege und
enthält wichtige Kontaktadressen für Be-
ratungs- und Unterstützungsangebote. Er-
gänzt wird er durch Hinweise zur Prävention
und Sensibilisierung.
Personen, die von Zwangsheirat be-

droht oder betroffen sind, können sich an
das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“
wenden. Auch Angehörige, Freundin-
nen und Freunde sowie Fachkräfte erhal-
ten dort Beratung und Informationen zu

Unterstützungsmöglichkeiten. Bei Bedarf
vermitteln die Mitarbeiterinnen auch an ge-
eignete Beratungs- und Schutzeinrichtun-
gen vor Ort.
Für Mannheim ist zudem die Fachbera-

tungsstelle YASEMIN zuständig. Sie berät
und unterstützt Betroffene sowie Fach-
kräfte im Umgang mit Fällen von Zwangs-
heirat und Gewalt im Namen der Ehre.

Weitere Informationen:

Leitfaden:www.mannheim.de/zwangsheirat
Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“:
Anonyme, kostenfreie und mehrsprachige
Beratung – an 365 Tagen im Jahr, rund um
die Uhr für Frauen, Männer und LSBTIQ*-
Personen. Telefon: 08000/116 016
Fachberatungsstelle YASEMIN:
0711/65 86 95 26, info@eva-yasemin.de,
www.eva-stuttgart.de

Neuer Teilnahmerekord bei
STADTRADELN

Im Rahmen von „MONNEMBIKE – Das Festival“
hat die Preisverleihung zum diesjährigen STADT-
RADELNauf demSpinelli-Gelände in derU-Halle
stattgefunden. Erstmals beteiligten sich mehr
als 5.000 Menschen an der Aktion und erradel-
ten im dreiwöchigen Aktionszeitraum insgesamt
956.292 Kilometer. Damit verzeichnete Mann-
heim 2026 so viele Teilnehmende wie nie zuvor.

Als STADTRADELN-Stars verzichteten Dr. Jes-
sicaMartin, Mike Dieser sowie die Erste Bürger-
meisterin Prof. Dr. Diana Pretzell drei Wochen
lang vollständig auf das Auto und berichteten
auf Social Media sowie im STADTRADELN-Blog
über ihre Erfahrungen mit dem Fahrrad im All-
tag und bei dienstlichen Terminen. „Mein Ziel
ist es, zu zeigen, dass jede und jeder auf das
Rad umsteigen kann. Das ist gut fürs Klima, die
Luftqualität, vor allem in den hochversiegelten
Innenstadtbereichen, und die eigene Gesund-
heit. Das gibt uns Rückenwind für die kom-
mende Maßnahme in der Renzstraße. Für mich
geht es auch nach STADTRADELN nahtlos wei-
ter – ich bin privat und beruflich fast ausschließ-
lich mit dem Fahrrad unterwegs“, so die Erste
Bürgermeisterin.

Bürgermeister Ralf Eisenhauer: „Mehr als
5.000 Teilnehmende zeigen, dass das Fahrrad
für immer mehr Menschen selbstverständlich
zum Alltag gehört. Diesen Trend unterstützen
wir mit dem konsequenten Ausbau einer si-
cheren und attraktiven Radinfrastruktur. Die
hohe Beteiligung am STADTRADELN bestärkt
uns, den eingeschlagenen Weg konsequent
weiterzugehen.“

Drei Teams wurden in diesem Jahr ausge-
zeichnet. Den STADTRADELN-Pokal für die
meisten Gesamtkilometer im allgemeinen
Wettbewerb sicherte sich erneut das Team
der StadtMannheim.Mit 372 aktiven Radeln-
den kamen 75.740 Kilometer zusammen. In
der Kategorie „Kilometer pro Kopf“ gewann
das Team „Die Zwei“ mit insgesamt 1.908 ge-
radelten Kilometern. Im gesonderten Wett-
bewerb SCHULRADELN wurde erneut das
Ludwig-Frank-Gymnasium Mannheim mit
474 aktiven Radelnden und 86.137 Kilome-
tern als fahrradaktivste Schule ausgezeich-
net. Dieses Jahr fand erstmalig ein Derby

zwischen Heidelberg und Mannheim statt.
Hier konnte sich Heidelberg mit 1.015.838
Kilometern bei 5.451 aktiven Radfahrenden
durchsetzen.
STADTRADELN, die internationale Radak-

tion des Klima-Bündnisses, macht Jahr für
Jahr sichtbar, wie viele Menschen in Mann-
heim auf das Fahrrad setzen. Die Preisverlei-
hung im Rahmen von „MONNEMBIKE – Das
Festival“ bildete dafür den passenden Ab-
schluss. Im kommenden Jahr findet STADT-
RADELN in Mannheim wieder ab dem Mon-
tag nach den Pfingstferien statt – von 31. Mai
bis 20. Juni 2027.

STADT IM BLICK
Messungen der Geschwindigkeit

Die Stadt Mannheim führt von Montag, 27., bis
Freitag, 31. Juli, in folgenden Straßen Geschwin-
digkeitskontrollen durch:
B36 – B44 – Braunschweiger Allee – Groß-Ge-
rauer Straße – K 5 (Johannes-Kepler-Schule) –
Lilienthalstraße –Parkring –Rudolf-Maus-Straße
(Hans-Christian-Andersen-Schule)
Kurzfristige Änderungen oder zusätzliche Mess-
stellen aus aktuellem Anlass sindmöglich.

Gartenhallenbad Neckarau:
Sommerpause

Mit der laufenden Sommer- und Freibad-
saison geht nun auch das Gartenhallenbad
Neckarau in die Revisionszeit: Von 27. Juli bis
16. August ist das Hallenbad für die Öffent-
lichkeit geschlossen. Während der Auszeit
finden Grundreinigung, Instandsetzungs-
arbeiten und Reparaturen statt. Außerdem
unterstützt das Personal in den Freibädern.
Alle vier Freibäder laden noch bis zu 13. Sep-
tember täglich zum Schwimmen und Erho-
len ein. Am 14. September startet offiziell die
Hallenbad-Saison 2026/2027.
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STIMMEN AUS DEM GEMEINDERAT

SPD fordert dauerhaften Erhalt 
der Albrecht-Dürer-Schule

Vom Oberbürgermeister zur Chefsache gemacht –  
Konsenslösung trotzdem verpasst

Die SPD im Mannheimer Gemeinderat 
kritisiert den Vorschlag der Stadtspitze, 
Einschulungen am Sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentrum (SBBZ) 
Albrecht-Dürer-Schule in den kommenden 
zwei Jahren auszusetzen und an die Schloss-
Schule Ilvesheim umzulenken. Mit einem 
Änderungsantrag fordert die Fraktion, den 
Schließungsbeschluss aus dem Jahr 2025 zu-
rückzunehmen und den dauerhaften Weiter-
betrieb der Schule zu sichern. Zudem setzt 
sich die SPD für eine eigenständige Lösung 
des zusätzlichen Raumbedarfs der Eugen-
Neter-Schule ein.

Der Fraktionsvorsitzende Reinhold Götz er-
klärt: „Der Oberbürgermeister hat einen Neu-
start des Verfahrens angekündigt. Die nun 
vorgelegte Beschlussvorlage setzt den Schlie-
ßungskurs im Kern zeitlich gestreckt fort. So 
entsteht kein Konsens. Wir erwarten, dass der 
Schließungsbeschluss zurückgenommen und 
der Albrecht-Dürer-Schule eine dauerhafte 
Perspektive gegeben wird.“

Für die SPD steht fest: Die Albrecht-Dürer-
Schule erfüllt als eines von nur sechs SBBZ 
mit dem Förderschwerpunkt Sehen in Ba-
den-Württemberg eine wichtige Aufgabe für 
Mannheim und die Region. Gleichzeitig ist 
der zusätzliche Raumbedarf der Eugen-Neter-
Schule unbestritten. Beide Anliegen müssen 
unabhängig voneinander gelöst werden.

Die bildungspolitische Sprecherin Dr. Mela-
nie Seidenglanz betont: „Es gibt keine neuen 
Gründe, die eine Schließung der Albrecht-
Dürer-Schule rechtfertigen. Deshalb muss der 
Schließungsbeschluss aufgehoben werden. 
Auf die Umlenkung der nächsten beiden Jahr-
gänge an die Schloss-Schule Ilvesheim soll 
verzichtet werden, da sie den Weiterbetrieb 
der Schule gefährdet. Für den Raumbedarf der
Eugen-Neter-Schule braucht es eine eigen-
ständige Lösung.“

Haben Sie Anregungen oder Fragen? Mel-
den Sie sich gerne per Email an spd@mann-
heim.de oder telefonisch unter 0621/293-2090.

Fraktion im Gemeinderat

SPD

Reinhold Götz, Fraktionsvorsitzender und Dr. Melanie Seidenglanz, bildungspolitische 
Sprecherin der SPD im Mannheimer Gemeinderat

    Rechtlicher Hinweis

Die Fraktionen, Gruppierungen und Einzelstadträtinnen 
bzw. Einzelstadträte übernehmen die inhaltliche Verant-
wortung für ihre Beiträge.

10-Punkte-Hitze-Sofortplan

Die Hitzewelle insbesondere am letzten 
Juni-Wochenende hat gezeigt, wie dringend 
Mannheim neben langfristiger Klimaanpas-
sung auch kurzfristige Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung braucht. Der Ober-
rheingraben ist besonders von extremer 
Hitze betroffen. Zusätzlich gilt Mannheim 
als eine der dichtest-versiegelten Städte 
in Deutschland. Vor allem dicht bebaute 
und stark versiegelte Quartiere heizen sich 
tagsüber massiv auf und kühlen nachts 
kaum ab. Insbesondere für ältere Men-
schen, Kinder, Schwangere, Menschen mit 
Vorerkrankungen sowie Wohnungs- und 
Obdachlose bedeutet das ein erhebliches 
Gesundheitsrisiko.

Mannheim verfügt bereits über einen Hit-
zeaktionsplan, dessen Weiterentwicklung 
derzeit beschlossen wird. Viele der darin 
enthaltenen Maßnahmen sind wichtig, be-
ziehen sich aber auf das menschliche Verhal-
ten bei Hitze. Die vergangenen Tage haben 
deutlich gemacht: Wir brauchen zusätzlich 
Maßnahmen, die greifen. 

Deshalb schlagen wir einen 10-Punkte-
Hitze-Sofortplan vor.
Unsere Maßnahmen beinhalten: 
Sonnensegel zur Beschattung. Auf Schul-
höfen, Kita-Außenanlagen, Spielplätzen, 
öffentlichen Plätzen und an Pflegeeinrich-
tungen können Sonnensegel kurzfristig 
Schatten schaffen. Während neu gepflanzte 
Bäume erst in einigen Jahren ihre volle Wir-
kung entfalten, können Sonnensegel einen 
akuten wirksamen Beitrag zum Hitzeschutz 
leisten.
Temporäre und mobile Wassernebeldu-
schen oder Sprühnebelanlagen zur Ab-
kühlung. Diese können für Abkühlung an 
besonders heißen Orten sorgen. Mit gerin-
gem Wasserverbrauch kann insbesondere 

auf stark versiegelten Bereichen die Auf-
enthaltsqualität somit deutlich verbessert 
werden.
Verlängerte Öffnungszeiten in den Frei-
bädern und kostenfreier Eintritt für 
Schüler*innen.  Um allen Menschen eine 
Abkühlung zu ermöglichen, fordern wir ver-
längerte Öffnungszeiten der Freibäder sowie 
kostenfreien Eintritt für Schülerinnen und 
Schüler an Hitzetagen. So erhalten insbe-
sondere Kinder und Jugendliche unabhängig 
vom Geldbeutel die Möglichkeit, sich an be-
sonders heißen Tagen abzukühlen.

Die Hitzewelle des letzten Juni-Wochen-
endes war ein weiterer Weckruf. Langfris-
tige Klimaanpassung bleibt unverzichtbar – 
doch sie reicht allein nicht aus. Mit unserem 
10-Punkte-Hitze-Sofortplan legen wir kon-
krete Vorschläge vor, die schnell umgesetzt 
werden können und den Menschen bereits
bei den nächsten Hitzewellen einen spürba-
ren Schutz bieten.

Klima schützen heißt Menschen schützen! 
Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Kli-
mafolgenanpassung müssen parallel weiter 
vorangetrieben werden.

Unsere 10 Punkte sind unter 
https://bit.ly/4bMfiTB zu finden.

Fraktion im Gemeinderat

DIE GRÜNEN/
DIE PARTEI

FORTSETZUNG AUF DER NÄCHSTEN SEITE

Öffentliche Bekanntmachung

Der Bebauungsplan Nr. 42.11.1 „Teiländerung Fahrlachgebiet – Ecke Schlacht-
hofstraße / Fahrlachstraße“ in Mannheim-Schwetzingerstadt / Oststadt wurde im 
Entwurf gebilligt und wird gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) ausgelegt.
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB aufgestellt.
Der Ausschuss für Umwelt und Technik hat am 16.07.2026 die vorgelegten Entwürfe
des Bebauungsplans Nr. 42.11.1 „Teiländerung Fahrlachgebiet – Ecke Schlachthof-
straße / Fahrlachstraße“ gebilligt und die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. 
Der Bebauungsplan Nr. 42.11.1 „Teiländerung Fahrlachgebiet – Ecke Schlachthof-
straße/ Fahrlachstraße“ ersetzt nach seinem Inkrafttreten in seinem Geltungsbereich 
den bestehenden Bebauungsplan Nr. 42.11 „Fahrlachgebiet“ vom 08.04.1983.
Der geplante Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der nachfolgenden Skizze
dargestellt: 

Ziel und Zweck der Planung 

Auf dem Gelände sollen die Voraussetzungen für den nachhaltigen und innovativen,
öffentlichen Nahverkehr von Bussen in Mannheim geschaffen werden. Der Bebauungs-
plan umfasst das künftige Depot für ca. 70 Elektrobusse, Werkstätten, Büronutzung so-
wie der notwendigen Infrastruktur. Durch die räumliche Nähe des Plangebietes zu den 
Bestandseinrichtungen des Nahverkehrsbetriebes können hier Betriebsabläufe künftig 
optimiert organisiert werden.

Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 BauGB.
Die Planunterlagen können vom 27.07.2026 bis einschl. 07.09.2026 im Internet unter 
folgendem Link eingesehen werden:
https://www.mannheim.de/bauleitplanung 
Zudem besteht die Möglichkeit der Einsichtnahme in die Planunterlagen im Techni-
schen Rathaus, Glücksteinallee 11, montags bis freitags von 8 bis 18 Uhr (Auslegung
im Foyer).
Äußerungen zur Planung sollen während des Auslegungszeitraums, elektronisch als 
E-Mail an 61.bauleitplanung@mannheim.de übermittelt werden. Äußerungen können 
auch schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadt Mannheim, Fachbereich
Geoinformation und Stadtplanung, Glücksteinallee 11, 68163 Mannheim abgegeben
werden. Im Falle einer Niederschrift sowie für persönliche Rückfragen ist eine vorherige
Terminvereinbarung erforderlich (Telefonnummer 0621/293-7045 oder per E-Mail an
61.bauleitplanung@mannheim.de).

DIN-Normen, die den Inhalt von Festsetzungen des Bebauungsplanes konkretisieren 
und hierdurch die Zulässigkeit eines Vorhabens planungsrechtlich beeinflussen, kön-
nen ebenfalls beim Fachbereich Geoinformation und Stadtplanung eingesehen werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 

Mannheim, 23.07.2026
Stadt Mannheim
Fachbereich Baurecht, Bauverwaltung und Denkmalschutz

Öffentliche Bekanntmachung

Der Bebauungsplan Nr. 42.11.2 „2. Teiländerung Fahrlachgebiet“ in Mannheim 
– Schwetzingerstadt / Oststadt wird aufgestellt, wurde im Entwurf gebilligt und 
wird gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) ausgelegt.
Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB aufgestellt.
Der Ausschuss für Umwelt und Technik hat am 16.07.2026 die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 42.11.2 „2. Teiländerung Fahrlachgebiet“ beschlossen. Zudem wurden 
die vorgelegten Entwürfe des Bebauungsplans gebilligt und die öffentliche Auslegung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Der Bebauungsplan Nr. 42.11.2 „2. Teiländerung Fahrlachgebiet“ ersetzt in Teilen und 
ergänzt nach seinem Inkrafttreten in seinem Geltungsbereich den bestehenden Bebau-
ungsplan Nr. 42.11 „Fahrlachgebiet“ vom 08.04.1983. Die bestehenden Festsetzungen 
des Bebauungsplanes bleiben unberührt.
Der geplante Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der nachfolgenden Skizze 
dargestellt: 

Ziel und Zweck der Planung ist die Regulierung der planungsrechtlichen Zulässigkeit 
von betriebsbezogenen Wohnformen (Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter) sowie Betrieben des Beher-
bergungsgewerbes zur Abwendung möglicher Konflikte, die zu Einschränkungen ge-
werblicher Betriebe führen können. Die Änderung des Planungsrechts führt zusätzlich 
dazu, dass umfassende Schallschutzmaßnahmen am geplanten Zentrum Innovativer 
Mobilität (ZIM) vermieden werden können und zugleich die Versiegelung reduziert wer-
den kann.

Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 BauGB.
Die Planunterlagen können vom 27.07.2026 bis einschl. 07.09.2026 im Internet unter 
folgendem Link eingesehen werden: 
https://www.mannheim.de/bauleitplanung 
Zudem besteht die Möglichkeit der Einsichtnahme in die Planunterlagen im Techni-
schen Rathaus, Glücksteinallee 11, montags bis freitags von 8 bis 18 Uhr (Auslegung 

im Foyer).
Äußerungen zur Planung sollen während des Auslegungszeitraums, elektronisch als
E-Mail an 61.bauleitplanung@mannheim.de übermittelt werden. Äußerungen können 
auch schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadt Mannheim, Fachbereich 
Geoinformation und Stadtplanung, Glücksteinallee 11, 68163 Mannheim abgegeben 
werden. Im Falle einer Niederschrift sowie für persönliche Rückfragen ist eine vorherige 
Terminvereinbarung erforderlich (Telefonnummer 0621/293-7045 oder per E-Mail an 
61.bauleitplanung@mannheim.de).

DIN-Normen, die den Inhalt von Festsetzungen des Bebauungsplanes konkretisieren 
und hierdurch die Zulässigkeit eines Vorhabens planungsrechtlich beeinflussen, kön-
nen ebenfalls beim Fachbereich Geoinformation und Stadtplanung eingesehen werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 

Mannheim, 23.07.2026
Stadt Mannheim
Fachbereich Baurecht, Bauverwaltung und Denkmalschutz

Rhein-Neckar Flugplatz GmbH
Jahresabschluss 2025

Die Gesellschafterversammlung hat am 16.07.2026 den Jahresabschluss mit Anhang
und den Lagebericht auf den 31.12.2025 festgestellt. Der Abschlussprüfer der PWC 
PricewaterhouseCoopers GmbH, Stuttgart hat am 30.04.2026 einen uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk erteilt.
Der Jahresabschluss mit Anhang und der Lagebericht können bei der Rhein-Ne-
ckar Flugplatz GmbH, Seckenheimer Landstr. 172, 68163 Mannheim vom 27.07.-
31.07.2026, zwischen 08:30h-15:00h eingesehen werden.

Dirk Eggert
Geschäftsführung

Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim 
zur Gebietsfestlegung der Sperrzone II und Festlegung der Seuchenbekämp-

fungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die Afrikanische 
Schweinepest nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesund-

heitsrecht“), der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882, der Delegierten 
Verordnung (EU) 2020/687, der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie 

der Schweinepest-Verordnung (SchwPestV)

Aufgrund von Art. 6 Abs.3, Art. 8 Abs.1 und Abs.2 VO (EU) 2023/594 i.V.m. Art. 63 ff. 
VO (EU) 2020/687 i.V.m. Art. 70 Abs. 1 lit. b, 61 ff. VO (EU) /2016/429 i.V.m. Art. 71 Abs.
1 VO (EU) 2016/ 429, § 14d SchwPestV vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), die zuletzt
durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. November 2020 geändert worden ist, ergeht 
folgende

Allgemeinverfügung:

I.
1. Die Allgemeinverfügung zur Gebietsfestlegung der Sperrzone II und Festlegung der 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die 
Afrikanische Schweinepest der Stadt Mannheim vom 22.01.2026 wird aufgehoben und
durch diese ersetzt.

2. Zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest bei Wildschweinen (ASP) wird 
folgende Sperrzone II festgelegt:

2.1. Die Sperrzone II betrifft das gesamte Gebiet des Stadtkreises Mannheim.

II.
1.	 In der Sperrzone II gelten folgende Anordnungen:
1.1.	Allgemeine Maßnahmen
1.1.1. Das Verbringen von lebenden Wildschweinen innerhalb und aus der Sperrzone 
II heraus ist verboten.
1.1.2.	 Das Verbringen von in der Sperrzone II erlegten Wildschweinen bzw. von fri-
schem Wildschweinefleisch, Wildschweinefleischerzeugnissen, anderen Erzeugnissen 
tierischen Ursprungs und sonstiger tierischer Neben- und Folgeprodukte, das oder die 
von in der Sperrzone II erlegten Wildschweinen gewonnen wurde(n), ist innerhalb der 
Sperrzone II und aus dieser heraus verboten. Das Verbot gilt auch für den privaten 
häuslichen Gebrauch und für die Abgabe von kleinen Mengen von Wildschweinen oder 
Wildschweinefleisch direkt an den Endverbraucher und örtliche Betriebe des Einzel-
handels, die diese direkt an Endverbraucher abgeben. Abweichend vom Verbringungs-
verbot ist das Verbringen von innerhalb der Sperrzone II erlegten Wildschweinen von 
dem Erlegeort/Fundort in die üblicherweise genutzte Wildkammer zulässig, sofern sich 
diese in der Sperrzone II befindet. Außerdem ist das Verbringen in eine von den Be-
hörden oder der Jägervereinigung Mannheim e.V. im Einvernehmen mit dem Veterinär-
dienst der Stadt Mannheim gesondert aufgestellten (mobilen) Wild-/Kühlkammer in der 
Sperrzone II zulässig.

Abweichend vom Verbringungsverbot kann das Verbringen von frischem Wildschwei-
nefleisch, Fleischzubereitungen oder Fleischerzeugnissen, die aus solchem Fleisch 
bestehen oder solches enthalten, nach einer negativen virologischen Untersuchung 
auf ASP in folgenden Fällen unter Beachtung des Merkblatts „Verbringen von Wild-
schweinefleisch und -erzeugnissen innerhalb und außerhalb der SZ I, II und III“ durch 
den Veterinärdienst der Stadt Mannheim genehmigt werden: 
(a)	 für den privaten häuslichen Verbrauch nur innerhalb der Sperrzone II. Die Geneh-
migung für den privaten häuslichen Verbrauch in der Sperrzone II gilt als erteilt, wenn 
nach Erhalt eines negativen Befundes eine Kontaktaufnahme durch den Veterinärdienst 
der Stadt Mannheim nicht erfolgt;
(b)	 zur Abgabe nur innerhalb der Sperrzone II an einen Fleischverarbeitungsbetrieb 
zur risikominimierenden Behandlung gem. Anhang VII der Verordnung (EU) 2020/687 
(z.B. Metzgereien) innerhalb der Sperrzone II und ausschließlich zur direkten Abgabe an 
den Endverbraucher innerhalb der Sperrzone II;
(c)	 zur Abgabe an einen zugelassenen benannten Verarbeitungsbetrieb zur risikomini-
mierenden Behandlung gem. Anhang VII der Verordnung (EU) 2020/687. 
1.1.3.	 Für das Gebiet der Sperrzone II nördlich des Neckars wird eine Leinenpflicht 
für Hunde angeordnet. Davon ausgenommen sind Gebiete, die zusammenhängend 
bebaut sind sowie der Bereich der Neckarwiesen zwischen der B 44 und der B 38. Die 
Anordnung gilt nicht für eingesetzte Kadaversuchhunde im bestimmungsgemäßen Ein-
satz, brauchbare Jagdhunde auf der Nachsuche und die Ausbildung und Prüfung von 
Jagdhunden. Ferner ausgenommen sind erforderliche Einsätze von Hirten-, Blinden-, 
Polizei- und Rettungshunden sowie anerkannten Assistenzhunden.
Sonstige Regelungen zu Anleinpflichten insb. aus § 6 der Polizeiverordnung zur Auf-
rechterhaltung von Sicherheit und Ordnung auf öffentlichen Straßen und Anlagen und 
zur Abwehr von verhaltensbedingten Gefahren im Stadtkreis Mannheim (Allgemeine 
Polizeiverordnung) in der jeweils gültigen Fassung bleiben von dieser Allgemeinverfü-
gung unberührt.
1.1.4.	 Veranstaltungen jeglicher Art mit Schweinen und auf Schweinebetrieben sind 
in der Sperrzone II untersagt (z.B. Messen, Versteigerungen, Bauernhofschulungen für 
Kinder usw.).
1.1.5.	 GrundstückseigentümerInnen, GrundstücksbesitzerInnen und sonstige Nut-
zungsberechtigte haben das Betreten und das Befahren mit Fahrzeugen ihrer Grund-
stücke in der freien Landschaft und in den unmittelbar daran angrenzenden Bereichen 
in Ortslagen durch 
a)	 Beauftragte des Veterinärdienstes der Stadt Mannheim und diese begleitende, 
befugt Schusswaffen führende Personen zum Zwecke der Suche von Kadavern von 
Wildschweinen mit Suchhunden,
b)	 Beauftragte des Veterinärdienstes der Stadt Mannheim, die Drohnen zu diesem 
Zweck steuern,
c)	 Beauftragte der Jagdbehörden, die befugt Schusswaffen führen, zur gebotenen 
Bejagung von Wildschweinen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest durch 
wirksame Bestandsreduktion („ASP-Entnahmeteam“) im Rahmen der Vorgaben der 
Jagdbehörden,
d)	 Beauftragte des Veterinärdienstes der Stadt Mannheim zur Errichtung, zur Pflege 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Mannheim finden Sie unter
www.auftragsboerse.de.

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenfrei abrufen.

Baurecht, Bauverwaltung
und Denkmalschutz

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
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und Wartung sowie zum Abbau von ASP-Schutzzäunen und
e)	 Beauftragte des Veterinärdienstes der Stadt Mannheim zum Zwe-
cke der Bergung und Beprobung von Kadavern von Wildschweinen
im erforderlichen Umfang zu dulden.
1.1.6.	 Radfahren einschl. Mountainbikefahren, Reiten, Fußgänger-
verkehr und das Fahren mit Krankenfahrstühlen ist im Waldgebiet der 
in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II ausschließlich auf befestigten 
Waldwegen oder gekennzeichneten Rad-, Reit- und Wanderwegen ge-
stattet, die von Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern oder mit deren 
Zustimmung angelegt oder gekennzeichnet wurden.
Angelfischerei und Erwerbsfischerei bleiben erlaubt mit der Maßgabe, 
dass das Wegegebot beachtet wird. Ein kurzfristiges Verlassen der be-
festigen Wege für maximal 15 Meter zum Zwecke des Erreichens des 
Ufers bzw. der Angelstelle ist hierbei unschädlich. Die Einhaltung der 
Biosicherheitsmaßnahmen muss dabei gewährleistet sein.
1.1.7.	 Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II 
sind Geocaching und andere Formen der Schnitzeljagd verboten. Da-
von ausgenommen sind Gebiete, die zusammenhängend bebaut sind.
1.1.8.	 Zur Verhinderung der Ausbreitung der Afrikanischen Schweine-
pest werden in der Sperrzone II Zäune errichtet; diese können mobil 
oder fest sein. Die Errichtung von mobilen und festen Zäunen in der 
Sperrzone II ist für die Dauer der Geltung dieser Allgemeinverfügung 
von GrundeigentümerInnen, Nutzungsberechtigten und Personen, die 
so am Durchgang gehindert werden, zu dulden. Durchlässe und Tore 
sind immer geschlossen zu halten und nach Verwendung immer wieder 
unverzüglich zu verschließen.
1.1.9.	 Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II 
ist die Nutzung von Grillplätzen verboten. Davon ausgenommen sind 
Grillplätze, die sich innerhalb oder im unmittelbaren Umfeld (max. 100 
Meter) von im Zusammenhang bebauten Ortslagen befinden. Grillver-
bote nach § 5 der Polizeiverordnung zur Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Ordnung auf öffentlichen Straßen und Anlagen und zur Abwehr 
von verhaltensbedingten Gefahren im Stadtkreis Mannheim (Allgemeine 
Polizeiverordnung) in der jeweils gültigen Fassung bleiben von dieser 
Allgemeinverfügung unberührt.
1.1.10.	Veranstaltungen jeglicher Art außerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortslagen werden untersagt. Auf Antrag kann eine Ausnahme 
unter Auflagen genehmigt werden. Der Antrag ist mindestens vier Wo-
chen vor dem beabsichtigten Veranstaltungsdatum einzureichen. Dem 
Antrag ist ein Veranstaltungskonzept beizulegen, aus dem insbeson-
dere hervorgeht, dass das Wegegebot eingehalten und die Tierseu-
chenbekämpfung dadurch nicht gefährdet wird. Ausgenommen vom 
Veranstaltungsverbot ist die Durchführung von Maßnahmen zur Jagd-
hundeausbildung. Veranstaltungen am Tag, die durch forstliches Fach-
personal oder staatlich zertifizierte Waldpädagoginnen und -pädagogen 
durchgeführt werden, insbesondere Bildungsmaßnahmen der öffentli-
chen Hand und waldpädagogische Veranstaltungen, werden vom Ver-
bot von Veranstaltungen außerhalb bebauter Ortslagen ausgenommen. 
1.1.11.	Der Betrieb und die Nutzung von Waldkindergärten bleibt erlaubt 
unter der Maßgabe, dass ein Aufenthalt nur im umfriedeten Gebiet so-
wie in den üblichen Aufenthaltsbereichen stattfindet. Es ist ausnahms-
weise erlaubt, die befestigten/angelegten Wege zu verlassen, um sich 
auf eine üblicherweise genutzte Aufenthaltsfläche zu bewegen, wenn 
der Weg nicht länger als 15 m ist und entsprechend eingesehen werden 
kann.
1.1.12.	Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern in der Sperrzone II ist 
die Ausübung forstwirtschaftlicher Tätigkeiten grundsätzlich gestattet, 
sofern die Einhaltung der Biosicherheitsmaßnahmen dabei jederzeit 
gewährleistet ist. Allerdings sind die Tätigkeiten auf das notwendige 
Mindestmaß zu beschränken. Es gilt, die Störung bzw. Beunruhigung 
von Schwarzwild bestmöglich zu vermeiden. Es wird, soweit technisch 
möglich, die Nutzung von Elektrogeräten (Akkusägen etc.) empfohlen. 
Die Maßnahmen dürfen nur tagsüber – zwischen 30 Minuten vor Son-
nenaufgang und 30 Minuten nach Sonnenuntergang – durchgeführt 
werden.
Als notwendige Tätigkeiten werden vor allem folgende Maßnahmen 
erachtet: Verkehrssicherungsmaßnahmen, Monitoring und Holzein-
schlagsmaßnahmen, inkl. Rückung im Rahmen des Waldschutzes, 
Maßnahmen der Waldbrandverhütung, Maßnahmen zur Neuanlage 
und Sicherung von Forstkulturen und Jungbeständen, Maßnahmen der 
Hiebsvorbereitung, räumlich begrenzte Durchforstungs- und Pflegeein-
griffe inkl. Rückung außerhalb von Schwarzwildeinständen, Holzabfuhr 
auf Abfuhrwegen, Unterhaltung von Waldwegen zum Zwecke des Ver-
mögenserhaltes und der Sicherung der Lenkungsfunktion der Waldbe-
sucherInnen (Wegegebot für Erholungssuchende). Grundsätzlich gilt, 
dass die vorgenannten Maßnahmen durch WaldbesitzerInnen oder 
beauftragte Unternehmen durchgeführt werden können. Des Weiteren 
können Ausnahmen, insbesondere um Ausgleichsmaßnahmen für Inf-
rastrukturprojekte durchzuführen, durch den Veterinärdienst der Stadt 
Mannheim zugelassen werden.
1.1.13.	Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone 
II wird das Betreiben von Maislabyrinthen untersagt. Eine Ausnahme 
kann auf Antrag genehmigt werden, wenn ein Konzept nachgewiesen 
wird, welches den Aufenthalt von Wildschweinen in dem Labyrinth 
ausschließt.
1.1.14.	Das Starten von motorisierten Gleitschirmen, motorisierten Hän-
gegleitern, Motorschirmen oder vergleichbaren motorisierten Luftsport-
geräten im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1. bestimmten Sperrzone II 
ist untersagt.
1.1.15.	Im gesamten Gebiet der in Ziffer I.2.1 bestimmten Sperrzone II 
wird Camping in der Wildnis untersagt. Ausgenommen davon sind um-
friedete Flächen. Für andere Flächen kann eine Ausnahme genehmigt 
werden. Der Antrag ist mindestens vier Wochen vor der beabsichtigten 
Nutzung beim Veterinärdienst der Stadt Mannheim einzureichen.

1.2.	Die Jagd im Allgemeinen und auf Wildschweine im Besonderen be-
treffende Maßnahmen 
1.2.1.	 Es gilt ein Jagdverbot. 
Ausgenommen von dem Jagdverbot sind von den zuständigen Behör-
den angeordnete Einzelfallmaßnahmen zur Seuchenbekämpfung.
Die Jagd auf alle Arten von Wild, auch auf Wildschweine, ist in der 
Sperrzone II unter folgenden Maßgaben gestattet: 
a)	 Die Jagd ist so auszuüben, dass ein Versprengen der Wildschweine 
möglichst verhindert wird. Die Verwendung von Schalldämpfern wird 
empfohlen.
b)	 Die Jagd auf alle Arten von Wild in der Sperrzone II ist genehmi-
gungspflichtig. Die Genehmigung gilt als grundsätzlich erteilt. 
c)	 Die Genehmigung b) gilt, mit Ausnahme des Gebietes, begrenzt im 
Westen durch den Rhein, im Norden durch die Landesgrenze zu Hes-
sen, im Osten durch die Riedbahn und im Süden durch die A6, als wi-
derrufen, sobald der Veterinärdienst der Stadt Mannheim Kenntnis über 
einen ASP-Verdachtsfall erhält. Hierüber wird die Jägerschaft über die 
Jägervereinigungen informiert. Die Genehmigung lebt wieder auf, so-
bald der Veterinärdienst der Stadt Mannheim über das Chemische und 
Veterinäruntersuchungsamt (CVUA) Karlsruhe über ein negatives ASP-
Ergebnis informiert wurde. Auch hierüber wird die Jägerschaft über die 
Jägervereinigungen informiert.
Die Genehmigung kann im Übrigen im Einzelfall auch in abgrenzbaren 
Gebieten mit positiv bestätigtem ASP-Ergebnis wieder ausgesprochen 
werden, wenn das Infektionsgeschehen dies erforderlich macht. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn sich ein dynamisches Seuchengeschehen 
stabilisiert oder ein Seuchengeschehen durch entsprechende Zaun-
kompartimente abtrennbar ist. Hierüber wird die Jägerschaft über die 
Jägervereinigungen informiert.
d)	 Die Jagdausübungsberechtigten haben die Schwarzwild-Strecken 
täglich mit der punktgenauen Angabe des Erlegungsortes in das Wild-
tierportal einzutragen.
e)	 Der Einsatz von Jagdhunden und Jagdhelfern (Treibern) zur flächi-
gen Beunruhigung des Wildes ist untersagt. Unter das Beunruhigen mit 
Jagdhunden fällt auch das Brackieren.

f)	 Die Durchführung von Bewegungsjagden (einschließlich Drück-
jagden) und Erntejagden bedarf der vorherigen Genehmigung durch 
die zuständige untere Jagdbehörde. Die Genehmigung kann unter be-
stimmten Voraussetzungen erteilt werden, sofern die Durchführung mit 
den Zielen der Allgemeinverfügung vereinbar ist.
1.2.2.	 Es wird zur verstärkten Bejagung von Wildschweinen in der 
Sperrzone II aufgerufen. 
Innerhalb der Bereiche, die durch fest installierte Zäune gesichert sind, 
sind durch intensive Bejagung und Entnahme wildschweinfreie Bereiche 
anzustreben, um die Ausbreitung der ASP zu verhindern (sog. Weiße 
Zonen). Die konkrete Bestimmung der zu schaffenden weißen Zonen 
erfolgt durch die zuständige Behörde.
Bei der Jagdausübung nach Ziff. 1.2.1. und 1.2.2. sind folgende Biosi-
cherheitsmaßnahmen einzuhalten: 
HalterInnen von Hausschweinen und MitarbeiterInnen von Hausschwei-
nebetrieben dürfen nicht an der Jagd teilnehmen.
Jeglicher Kontakt von Hunden mit Wildschweinen ist zu vermeiden.
Sofern ein Kontakt von Hund oder Mensch mit Wildschweinen nicht 
vermieden werden kann, ist eine Dekontamination durchzuführen. Das 
bedeutet mindestens abwaschen insbesondere der Hundepfoten, des 
Fanges, der Riemen, Halsbänder mit geeignetem Shampoo. Reinigung 
und Desinfektion der Schuhe oder Schuhwechsel vor Zustieg in das 
genutzte Kraftfahrzeug. Desinfektion der Transportbox.
Beim Verlassen der Sperrzone II ist in jedem Fall eine Dekontamination 
der Schuhe vor dem Zustieg in das genutzte Fahrzeug durchzuführen 
oder die Schuhe zu wechseln. Ebenso ist das Fahrzeug vorab mög-
lichst äußerlich zu reinigen und zu desinfizieren, sofern Wege verlas-
sen wurden. Bevor Hunde in die Fahrzeugbox gesetzt werden, sind 
mindestens Fang und Pfoten zur reinigen. Die Jagdkleidung ist regel-
mäßig bei mindestens 60 Grad unter Zugabe von Waschmittel zu rei-
nigen. Fahrzeuge, die bei der Jagd in Sperrzonen eingesetzt wurden, 
dürfen ohne vorhergehende Reinigung und Desinfektion nicht auf einen 
Schweinehaltungsbetrieb fahren. Hund und Jagdkleidung dürfen ohne 
Reinigung und Waschung nicht auf einen Schweinehaltungsbetrieb ge-
bracht werden.

Für den Fall, dass erlegte Wildschweine verwertet werden:
1.2.3.	 Für den Fall, dass erlegte Wildschweine verwertet werden, ha-
ben Jagdausübungsberechtige sicherzustellen, dass jedes erlegte 
Wildschwein unverzüglich mit einer orangefarbenen Wildmarke ge-
kennzeichnet und in auslaufsicheren Behältnissen zu der üblicherweise 
genutzten Wildkammer gebracht wird. Auch das Aufbrechen darf erst 
an diesem Ort erfolgen. 
1.2.4.	 Konfiskate eines jeden erlegten Wildschweins sind an einer Ver-
wahrstelle in der Sperrzone II in den dafür vorgesehenen Behältnissen 
für den Zweck der unschädlichen Beseitigung in einem Verarbeitungs-
betrieb für Material der Kategorie 1 nach Art. 24 Abs. 1 Buchst. a der VO 
(EG) Nr. 1069/2009 zu entsorgen. Der Transport hat in auslaufsicheren, 
leicht zu reinigenden Behältnissen zu erfolgen.
1.2.5.	 Jagdausübungsberechtigte haben sicherzustellen, dass von je-
dem erlegten Wildschwein Proben zur serologischen und virologischen 
Untersuchung auf Afrikanische Schweinepest entnommen und jeweils 
mit einem Untersuchungsantrag und unter Angabe des genauen Ortes 
(Revier-ID und mit GPS-Daten) an das Chemische und Veterinärunter-
suchungsamt (CVUA) Karlsruhe zur Untersuchung übersandt werden. 
Bei Tupferproben ist auf eine hinreichende Durchtränkung zu achten. 
Beim Versand der Proben ist sicherzustellen, dass keine bluthaltigen 
Flüssigkeiten außerhalb der Probenbeutel auftreten.
1.2.6.	 Jedes erlegte Wildschwein ist bis zum Vorliegen des negativen 
Untersuchungsergebnisses in der üblicherweise genutzten Wildkammer 
unter Kontrolle des/der Jagdausübungsberechtigten aufzubewahren. 
Alternativ besteht die Möglichkeit, dass der/die Jagdausübungsbe-
rechtigte das in der Sperrzone II erlegte Wildschwein zerlegt und die 
Stücke bis zum Vorliegen eines negativen Untersuchungsergebnisses 
in verschlossenen Vakuumbeuteln aufbewahrt; diese dürfen tiefgefroren 
werden. Jeder Vakuumbeutel muss mit der Nummer der (roten) Wil-
dursprungsmarke zur Rückverfolgbarkeit gekennzeichnet sein und alle 
Wildteile in einem eigenen Behältnis aufbewahrt (z.B. Plastiksack) sein. 
Ein Inverkehrbringen ist nach Maßgabe der Ziff. 1.1.2. erst nach Vor-
liegen eines negativen Untersuchungsergebnisses zulässig. Bei einem 
positiven Untersuchungsergebnis müssen alle Tierkörper in der Wild-
kammer, die Kontakt zu dem positiv getesteten Tierkörper hatten, nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde durch speziell geschultes 
Personal unschädlich beseitigt werden. Eine Beseitigung des Tierkör-
pers sowie der zur selben Zeit in der Wildkammer befindlichen Tierkör-
per hat auch in dem Fall zu erfolgen, wenn durch das CVUA aufgrund 
mangelhafter Probeeinsendung kein Probeergebnis zur Verfügung ge-
stellt werden kann.  

Für den Fall, dass erlegte Wildschweine nicht verwertet werden:
1.2.7.	 Für den Fall, dass erlegte Wildschweine nicht verwertet werden, 
müssen die Tierkörper mit einer Wildmarke gekennzeichnet, beprobt 
und nach negativem Untersuchungsergebnis über die bekannten Ver-
wahrstellen in der Sperrzone II oder an einem vom Veterinärdienst der 
Stadt Mannheim bestimmten Ort unschädlich beseitigt werden. Jede 
Probe ist mit einem Untersuchungsantrag an das Chemische- und 
Veterinäruntersuchungsamt (CVUA) Karlsruhe zur Untersuchung zu 
übersenden.
1.2.8.	 Jagdausübungsberechtigte 
a)	 sind zu einer verstärkten Fallwildsuche nach verendeten Wild-
schweinen aufgerufen,
b)	 haben jedes verendet, schwerkrank oder in sonstiger Weise verhal-
tensauffällig aufgefundene Wildschwein dem Veterinärdienst der Stadt 
Mannheim (veterinaerdienst@mannheim.de) unverzüglich, unter Angabe 
des genauen Fundortes (wenn möglich mit GPS-Daten) zu melden. Die 
Kennzeichnung, Probenahme, Bergung und unschädliche Beseitigung 
der verendet aufgefundenen Wildschweine obliegt ausschließlich dem 
von der Stadt Mannheim bestimmten Personal.
1.2.9.	 Hunde und Gegenstände (auch Fahrzeuge) sowie Schuhwerk, 
die bei jagdlichen Maßnahmen verwendet wurden und mit Wildschwei-
nen oder mit Teilen von Wildschweinen in Berührung gekommen sind, 
sind zu reinigen und (im Falle von Gegenständen und Schuhwerk) mit ei-
nem gegen das ASP-Virus wirksamen Desinfektionsmittel gründlich zu 
behandeln. HundehalterInnen und Jagdausübungsberechtigte haben 
dies sicherzustellen. Personen, die mit Wildschweinen oder mit Teilen 
von Wildschweinen in Berührung gekommen sind, haben sich ebenfalls 
gründlich zu reinigen und mindestens die Kontaktstellen mit einem wirk-
samen Mittel zu desinfizieren.
1.2.10.	Erlegte oder verendet aufgefundene Wildschweine oder deren 
Teile sowie Gegenstände, mit denen Wildschweine in Berührung ge-
kommen sein können, dürfen in Hausschweinhaltungen nicht verbracht 
werden.

1.3.	Schweinehaltende Betriebe betreffende Maßnahmen
1.3.1.	 HalterInnen von Schweinen teilen dem Veterinärdienst der Stadt 
Mannheim (veterinaerdienst@mannheim.de) unverzüglich
a) die Anzahl der gehaltenen Schweine unter Angabe ihrer Nutzungs-
art und ihres Standorts, falls die Haltung dem Veterinärdienst der Stadt 
Mannheim nicht bereits bekannt ist,
b) verendete oder erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte 
Schweine
mit.
1.3.2.	 An den Ein- und Ausgängen jeder Schweinehaltung sind geeig-
nete, jederzeit funktionsfähige Desinfektionsmöglichkeiten für Schuh-
werk und Hände einzurichten.
1.3.3.	 Futter und Einstreu sowie alle Gegenstände und Geräte, die mit 
Schweinen in Berührung kommen können, müssen für Wildschweine 
unzugänglich aufbewahrt werden.
1.3.4.	 Verendete und erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte 
Schweine, bei denen der Verdacht auf Afrikanische Schweinepest nicht 

ausgeschlossen werden kann, sind im CVUA Karlsruhe virologisch auf 
Afrikanische Schweinepest untersuchen zu lassen.
1.3.5.	 Es ist verboten, Schweine aus Betrieben in der Sperrzone II zu 
verbringen.
1.3.6.	 Schweine dürfen auf öffentlichen oder privaten Straßen nicht 
getrieben werden. Das Treiben auf ausschließlich betrieblichen Wegen 
innerhalb eingezäunter Areale ohne Nutzung öffentlicher oder nicht be-
trieblicher privater Wege ist zulässig. 
1.3.7.	 Es ist verboten, Erzeugnisse, die von Schweinen gewonnen wur-
den, die in der Sperrzone II gehalten wurden, in andere Mitgliedstaaten 
oder Drittländer zu verbringen.
1.3.8.	 Samen, Eizellen und Embryonen, die zur künstlichen Fortpflan-
zung bestimmt sind, und von Schweinen stammen, die in der Sperrzone 
II gehalten wurden, dürfen nur innerhalb dieser Zone verbracht werden.
1.3.9.	 Frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, einschließlich Tier-
darmhüllen, das bzw. die von Schweinen gewonnen wurden, die in der 
Sperrzone II gehalten wurden, dürfen nur innerhalb dieser Zone ver-
bracht werden.
1.3.10.	Hunde dürfen das Betriebsgelände nur unter Aufsicht verlassen.
1.3.11.	Tierische Nebenprodukte, einschließlich Gülle, die von in der 
Sperrzone II gehaltenen Schweinen stammen, dürfen nur innerhalb die-
ser Zone verbracht werden.

Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von den Ziffern 
1.1.2., 1.3.5., 1.3.7., 1.3.8., 1.3.9. und 1.3.11. genehmigen.

III.
Die unter Ziffer I. und II. getroffenen Anordnungen sind solange gültig, 
bis eine neue Allgemeinverfügung zur Gebietsfestlegung der Sperrzone 
II und Festlegung der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb die-
ser Restriktionszone betreffend die Afrikanische Schweinepest in Kraft 
tritt, längstens jedoch für sechs Monate ab dem Zeitpunkt der Bekannt-
gabe auf der Homepage der Stadt Mannheim.

IV.
1.	 Die sofortige Vollziehung der Regelungen unter I. und II. dieser Ver-
fügung wird hiermit angeordnet.
2.	 Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung fol-
genden Tag als bekannt gegeben.

Hinweis zur Bekanntmachung
(1)	 Gemäß § 41 Abs. 4 S. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Ba-
den-Württemberg in Verbindung mit Satzung der Stadt Mannheim über 
öffentliche Bekanntmachungen vom 19.02.2002 wird diese Allgemein-
verfügung im Internet unter www.mannheim.de/oeb verkündet. 
(2)	 Die verkündete Allgemeinverfügung kann mit Begründung beim 
Fachbereich Sicherheit und Ordnung – Veterinärdienst –, Karl-Ludwig-
Str. 28–30, 68165 Mannheim, kostenlos während der Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 

Hinweis:
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung können als Ord-
nungswidrigkeit geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Dieser Widerspruch ist bei 
der Stadt Mannheim, Fachbereich Sicherheit und Ordnung – Veterinär-
dienst –, Karl-Ludwig-Str. 28–30, 68165 Mannheim, schriftlich oder zur 
Niederschrift einzulegen.
 
Mannheim, den 17.07.2026

gez. Specht
Oberbürgermeister

Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim 
zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ASP) bei Wild-
schweinen – Maßnahmen im Hinblick auf die landwirtschaftliche 

Bewirtschaftung von Feldern

Aufgrund des Art. 63 bis 66 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687, 
Art. 70 Abs. 1 lit. b), Abs. 2 Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m. § 14 d der 
Schweinepest-Verordnung (SchwPestV) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08. Juli 2020 (BGBl. I. S. 1605), die zuletzt durch Art. 
1 der Verordnung vom 06. November 2020 (BAnz AT 09.11.2020 V1) 
geändert worden ist, ergeht auf dem Gebiet des Stadtkreises Mannheim 
folgende:

Allgemeinverfügung

I.
Die Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim zur Bekämpfung der Af-
rikanischen Schweinepest (ASP) bei Wildschweinen – Maßnahmen im 
Hinblick auf die landwirtschaftliche Bewirtschaftung von Feldern vom 
19.02.2026 wird aufgehoben und durch diese ersetzt.

1.	 Die Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim zur Gebietsfestlegung 
der Sperrzone II und Festlegung der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen 
innerhalb dieser Restriktionszone betreffend die Afrikanische Schweine-
pest nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesund-
heitsrecht“), der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882, der Dele-
gierten Verordnung (EU) 2020/687 sowie der SchwPestV in der jeweils 
aktuellsten Fassung legt eine Sperrzone II nach Art. 6 Abs.3 und Art. 3 
lit. b) Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 i.V.m. Art. 63 Delegierten 
Verordnung (EU) 2020/687 für das Gebiet des Stadtkreises Mannheim 
fest. 
2.	 Für EigentümerInnen, BewirtschafterInnen, PächterInnen oder 
BesitzerInnen eines landwirtschaftlichen Grundstücks innerhalb der 
Sperrzone II wird die Nutzung der Flächen mit folgender Maßgabe 
eingeschränkt:
2.1.	Die Verwendung jeglichen Ernteguts (Stroh, Heu und Getreide) und 
daraus gewonnener Produkte aus der Sperrzone II in Schweinehal-
tungsbetrieben ist ausgeschlossen, es sei denn, diese werden im Fall 
von Stroh, Gras und Heu für mindestens sechs Monate und im Fall von 
Getreide und sonstigem Erntegut mindestens 30 Tage vor der Verwen-
dung für Wildschweine unzugänglich gelagert oder einer Hitzebehand-
lung für mindestens 30 Minuten bei 70°C unterzogen. 
2.2.	Die Verwendung von Erntegut und daraus gewonnener Produkte 
aus der Sperrzone II ist zulässig, wenn ein Ernteverfahren angewendet 
worden ist, das eine Aufnahme von Wildschweinkadaverteilen (z.B. Teil-
drusch) ausschließt oder das Erntegut und die Folgeprodukte während 
des Verarbeitungsprozesses für mindestens 30 Tage im Fall von Ge-
treide und sonstigem Erntegut sowie sechs Monate im Fall von Stroh, 
Gras und Heu vor dem Inverkehrbringen gelagert worden ist oder vor 
dem Inverkehrbringen einer Hitzebehandlung für mindestens 30 Minu-
ten bei 70°C unterzogen worden ist.
2.3.	Jegliches Erntegut, bei dem eine Verwendung auf einem Schweine-
haltungsbetrieb ausgeschlossen ist, kann ohne Lagerung oder Hitzebe-
handlung verwendet werden. 
2.4.	Unter Beachtung der Vorgaben der aktuellen Düngeverordnung 
können Schweine-Gülle und Schweine-Mist aus Ställen innerhalb der 
Sperrzone II auf Flächen innerhalb der infizierten Zone ausgebracht 
werden. Unter Beachtung der Vorgaben der aktuellen Düngeverordnung 
können Gülle und Mist von Nutztieren außer Schweinen innerhalb und 
außerhalb der Sperrzone II ausgebracht werden.
2.5.	Bei sämtlichen Bearbeitungs- und Erntemaßnahmen sind die Land-
wirtinnen und Landwirte gehalten, bei der Bewirtschaftung auf mögliche 

Schweinekadaver sowie lebende Tiere zu achten. Im Fall von Kadaver-
funden ist die Maßnahme umgehend zu unterbrechen und der Fund 
dem Veterinärdienst der Stadt Mannheim zu melden. Nach der Bergung 
und Dekontamination ist die Fundstelle bei der Mahd großzügig zu 
umfahren.
3.	 Die Allgemeinverfügung ist solange gültig, bis eine neue Allgemein-
verfügung zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ASP) bei 
Wildschweinen – Maßnahmen im Hinblick auf die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung von Feldern – in Kraft tritt, längstens jedoch für sechs 
Monate ab dem Zeitpunkt der Bekanntgabe auf der Homepage der 
Stadt Mannheim.

II.
Die sofortige Vollziehung der Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

III.
Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als 
bekanntgegeben.

Hinweis zur Bekanntmachung
(1)	 Gemäß § 41 Abs. 4 S. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Ba-
den-Württemberg in Verbindung mit Satzung der Stadt Mannheim über 
öffentliche Bekanntmachungen vom 19.02.2002 wird diese Allgemein-
verfügung im Internet unter www.mannheim.de/oeb verkündet. 
(2)	 Die verkündete Allgemeinverfügung kann mit Begründung beim 
Fachbereich Sicherheit und Ordnung –Veterinärdienst –, Karl-Ludwig-
Str. 28–30, 68165 Mannheim, kostenlos während der Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 

Hinweis:
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung können als Ord-
nungswidrigkeit geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Dieser Widerspruch ist bei 
der Stadt Mannheim, Fachbereich Sicherheit und Ordnung – Veterinär-
dienst –, Karl-Ludwig-Str. 28–30, 68165 Mannheim, schriftlich oder zur 
Niederschrift einzulegen. 

Mannheim, 17. Juli 2026

Specht
Oberbürgermeister

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates
am Dienstag, den 28.07.2026 um 17:00 Uhr, im Ratssaal

Stadthaus N 1, 68161 Mannheim

Die Sitzung kann direkt vor Ort mitverfolgt werden.  
Hinweise zum Livestream finden Sie unter  

https://www.youtube.com/@StadtMannheim/streams

1	� Besetzung gemeinderätlicher Ausschüsse	
2	� Besetzung des Jugendhilfeausschusses	
3	� Besetzung des Verwaltungsausschusses der Agentur für Arbeit 

Mannheim
4	� Verleihung des Konrad-Duden-Preises der Stadt Mannheim 2026  

- Bestimmung der Mitglieder des Gemeinderates im Preisgericht
5	� Finanzierung und Beauftragung der Mannheimer Quartiersarbeit - 

Konsolidierung und Zukunftsfähigkeit	
6	� Beschluss über die Zuschussvergabe in der ZuMA² -Kategorie 

„Einzelförderung“ für 2027
6.1	� Neuwahl der Vertretung der Stadt Mannheim im Zweckverband für 

Tierkörperbeseitigung Hessen-Süd
7	 Albrecht - Dürer - Schule SBBZ
	 und	
	� Änderungsantrag zu V365/2026: SBBZ Albrecht-Dürer-Schule; 

Antrag der SPD
8	� Erweiterter Beteiligungsbericht der Stadt Mannheim für das Jahr 

2024	
9	� Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

öffentliche Leistungen ausgenommen Benutzungsgebühren (Ver-
waltungsgebührensatzung); hier Prüfungsgebühren	

10	� Neuabgrenzung der Geschäftskreise der Dezernate I, IV und V – 
Gründung eines neuen Fachbereichs Tiefbau und Infrastruktur (FB 
66) sowie Neuausrichtung des Eigenbetriebs Stadtraumservice 
(EB 76)	

11	� Satzung über das Offenhalten von Verkaufsstellen im Stadtteil 
Seckenheim	

12	� Justus-von-Liebig-Schule hier: Brandschutzsanierung und AOI / 
Maßnahmenerhöhung	

13	� Ausbau der Schulkindbetreuung über freie Träger / Umsetzung 
des neuen Rechtsanspruchs	

14	� Ausübung des Vorkaufsrechts am unbebauten Grundstück, Flst.
Nr. 61990, Ernst-Barlach-Allee 38/40, Neuhermsheim zur Schaf-
fung von preisgünstigem Wohnraum. 

	� Hier: Zustimmung zum Abschluss einer Abwendungsvereinbarung 
und Verzicht auf die Vorkaufsrechtsausübung	

15	� Hitzeaktionsplan 2.0 – Beschluss der Fortschreibung des Hitzeak-
tionsplans der Stadt Mannheim	

 	 und	
	� Änderungsantrag zu V295/2026: Klimaanlagen weiterführende 

Schulen; Antrag der FDP / MfM
 	 und	
 	� Änderungsantrag zu V295/2026: Klimaanlagen Kita; Antrag der 

FDP / MfM
 	 und	
 	� Änderungsantrag zu V295/2026: Klimaanlagen Grundschulen; 

Antrag der FDP / MfM
 	 und	
	� Gut aufgestellt der Hitze besser trotzen – Maßnahmen auch für 

städtische Einrichtungen einleiten; Antrag der CDU
16	� Änderung der Satzung der Stadt Mannheim über die Erhebung 

von Gebühren für öffentliche Leistungen - ausgenommen Benut-
zungsgebühren (Verwaltungsgebührensatzung).	

17	� Zur Sitzung des Gemeinderates eingereichte Anträge der 
Fraktionen

18	� Abfrage des Quorums für Anträge nach § 14 Geschäftsordnung 
für den Gemeinderat der Stadt Mannheim ohne Aussprache	

19	� Anfragen	
20	� Anregungen und Mitteilungen an die Verwaltung

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung des Bezirksbeirats Käfertal
Mittwoch, 29.07.2026, 19:00 Uhr, Saal des Kulturhauses Käfertal

Gartenstraße 8, 68309 Mannheim

1.  	� Sachstandsbericht Franklin Church - mündlicher Bericht
2.  	� Polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 2025 - mündlicher 

Bericht
3.  	� Stadtbezirksbudget - mündlicher Bericht über die Verwendung der 

Mittel
4.  	 Anfragen / Verschiedenes

ENDE AMTSBLATT STADT MANNHEIM


